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Verteilung von Aufgaben und Kompetenzen
in der EU
Bericht über die 12. Tagung der
Deutsch-Französischen Reflexionsgruppe
am 15./16. Februar 2001 in der
Stiftung Wissenschaft und Politik, Berlin
Die aus Vertretern nationaler Regierungen, der EU-
Kommission, Wissenschaftlern und Journalisten zu-
sammengesetzte Deutsch-Französische Reflexions-
gruppe der Stiftung Wissenschaft und Politik beschäf-
tigte sich im Rahmen ihrer 12. Tagung mit der Ver-
teilung von Aufgaben und Kompetenzen in der Euro-
päischen Union, der Kernfrage der vertraglich für
2004 vorgesehenen neuerlichen Regierungskonferenz
der EU-Mitgliedstaaten. Im ersten Teil der Konferenz
wurden allgemeine Fragen der Kompetenzverteilung
aus der Sicht der Regierungen, der EU-Kommission
sowie aus (integrations-)wissenschaftlicher Perspektive
behandelt, während der zweite Teil der Betrachtung
zweier exemplarischer Politikfelder – Agrarpolitik und
Wirtschaftspolitik in der WWU – unter dem Blickwin-
kel aktueller und künftig denk- und wünschbarer
Kompetenzaufteilung gewidmet war.
Die Beiträge und Debatten sollen im folgenden an-
hand von vier Hauptpunkten dargestellt werden: zu-
nächst der politische Kontext sowie die Einschätzung
der Notwendigkeit und der Schwierigkeiten dieser
Debatte aus der Sicht der Teilnehmer; im zweiten
Punkt die Diskussionen zur horizontalen und vor
allem vertikalen Kompetenzverteilung referiert, im
dritten die exemplarischen Diskussionen zu den bei-
den Politikbereichen Agrar- und Wirtschaftspolitik.
Abschließend werden Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede zwischen beiden Ländern in der Herangehens-
weise an diesen Themenkomplex knapp skizziert.
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Der politische Kontext der Kompetenzverteilungsdebatten:
Notwendigkeiten und Fallstricke einer schwierigen Diskussion
Ausgangspunkt der Debatten um die Kompetenz-
zuordnung, insbesondere um die vertikale Kompe-
tenzaufteilung, ist eine wachsende Unzufriedenheit
nationaler Regierungen, in Deutschland auch der
Bundesländer, mit der bisherigen Vertragsgrundlage
und der Art ihrer Nutzung. Sie hat nach Ansicht eini-
ger Teilnehmer in der Vergangenheit zu einem schritt-
weisen Kompetenztransfer auf die europäische Ebene
geführt (dynamische Kompetenzvermehrungsmaschi-
ne), ohne daß dieser immer Ergebnis politischer
Grundsatzentscheidungen gewesen wäre. Dabei ist
fraglich, ob das im Rahmen der bestehenden Institu-
tionen und Verfahren verändert werden kann.
Von französischer Seite wurde darauf hingewiesen,
daß das Thema seit Maastricht stark an politischer
Bedeutung gewonnen habe, nicht zuletzt als Reaktion
auf den »Kommissionsaktivismus«, gestützt auf die
Generalermächtigung in Art. 308 EGV (Ex-235), den
extensiven Gebrauch der Binnenmarkt- und Wett-
bewerbskompetenzen, also von Querschnittskompe-
tenzen, sowie aufgrund der Fallrechtsprechung des
EuGH. Bemühungen, durch die vertragliche Veranke-
rung des Subsidiaritätsartikels in Maastricht (Art. 5,
Ex 3b EGV) sowie die Verabschiedung des Subsidia-
ritätsprotokolls in Amsterdam Abhilfe zu schaffen,
haben nicht die notwendige Klärung herbeigeführt.
Die Diskussion um Kompetenzfragen sei immer stär-
ker politisiert worden, wie sich an den Äußerungen
verschiedener Ministerpräsidenten deutscher Bundes-
länder ablesen lasse.
Wiederholt wurde auf potentielle Gefahren der Dis-
kussion über die Kompetenzverteilung verwiesen. Teil-
weise würden inhaltliche Reformen – vor allem an der
Agrar- und Kohäsionspolitik – über den Umweg der
Kompetenzdebatte angestrebt, so die von mehreren
französischen Debattenrednern artikulierte Befürch-
tung. Teilweise stelle sich auch eher die Frage, wie
intensiv und bis zu welchem Punkt europäische Kom-
petenzen wahrgenommen werden. Auch sei die Forde-
rung nach Rückverlagerung von Kompetenzen auf die
nationale Ebene häufig nichts anderes als eine Frage
nach der Reichweite der Binnenmarktharmonisie-
rung. Hier wäre über mehr nationale Spielräume und
Flexibilität nachzudenken. Darüber hinaus müßten
unter Effizienz- und Legitimationsgesichtspunkten die
Eingriffstiefe und der Detailliertheitsgrad europäi-
scher Richtlinien diskutiert werden – ebenfalls keine
reine Frage der Kompetenzabgrenzung. Gerade detail-
verliebte Richtlinien (z.B. Natura 2000, Jagdrichtlinie)
trügen in Frankreich zur Entlegitimierung des Gemein-
schaftshandelns bei.
Ein deutscher Teilnehmer äußerte die Befürchtung,
daß im Rahmen der Kompetenzzuordnungsdebatte




Eine breite deutsch-französische Übereinstimmung
wurde in der Diagnose von schweren Funktionsdefizi-
ten und einer Vertrauenskrise der europäischen Orga-
ne erkennbar, die einen wichtigen Hintergrund für
die Kompetenzverteilungsdiskussion bilden. Dieser
Vertrauensschwund werfe sowohl Fragen der horizon-
talen wie der vertikalen Kompetenzverteilung auf, da
beide Ebenen nicht voneinander zu trennen seien.
Horizontale Kompetenzabgrenzung
Ein deutscher Referent plädierte nachdrücklich für
eine klarere horizontale Gewaltenteilung (»mehr Mon-
tesquieu«). Er befürwortete eine Stärkung des Europäi-
schen Parlaments, allerdings müsse es klar auf die
Rolle als Legislativorgan beschränkt bleiben und dürfe
sich nicht, wie in jüngerer Zeit zu beobachten, zuneh-
mend in die Sphäre der Exekutive einmischen (z.B. im
Bereich der GASP unter Nutzung des Haushaltsverfah-
rens oder im Bereich der »Komitologie« unter Nutzung
des Mitentscheidungsverfahrens). Die Kommission
müsse regierungsähnlicher gemacht, das Kollegiali-
tätsprinzip abgeschwächt, die Zurechnung von Ver-
antwortung (accountability) gestärkt werden. Der Rat
müsse in seiner Funktionsfähigkeit wiederhergestellt
werden, vor allem der Allgemeine Rat in seiner Koor-
dinierungsfunktion. Ein anderer deutscher Teilneh-
mer plädierte ebenfalls für eine Stärkung der europäi-
schen Organe und ihrer Handlungsfähigkeit (z.B. der
durch die Regierungen geschwächten Kommission),
für eine Präzisierung ihrer Aufgaben und gegen die
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Schaffung von Nebeninstitutionen, wie sie etwa in der
»Komitologie« aufgebaut wurden und die zu einem un-
klaren, verantwortungsverwischenden Mischsystem
führten.
Von französischer Seite wurde auf Überlegungen
verwiesen, Aufgaben der Organe zu externalisieren –
z.B. die Wettbewerbskontrolle der Kommission zu
entziehen und einer unabhängigen Wettbewerbs-
behörde zu überantworten. Die Externalisierung von
Aufgaben wird als ein Mittel diskutiert, um verlorenes
Vertrauen in europäische Organe wiederherzustellen.
Vertikale Kompetenzabgrenzung
Im Hinblick auf die vertikale Kompetenzabgrenzung
drehte sich die Diskussion um den zentralen Punkt,
ob und in welchem Maße eine vertragliche Präzisie-
rung der vertikalen Kompetenzabgrenzung in einem
föderalistischen Ansatz möglich und wünschenswert
sei, oder ob es sich in erster Linie um eine politische
Frage handele, die durch juristische Ansätze nur sehr
begrenzt lösbar sei. In diesem Zusammenhang war
(von deutscher Seite) von einer deutschen Illusion die
Rede, was die Möglichkeiten angehe, Subsidiaritäts-
fragen in rechtlich befriedigender Weise zu regeln.
Ein französischer Teilnehmer wies jedoch darauf hin,
daß eine rein politisch-prozedurale Antwort auf dieses
Problem unter legitimatorischen Gesichtspunkten
Nachteile aufweise, da sie aus Sicht der Bürger nicht
zu einer Erhöhung der Transparenz der Kompetenz-
zuordnung beitrage. Andere sahen keinen fundamen-
talen Widerspruch, sondern eher eine Komplementa-
rität zwischen juristischen und politisch-prozeduralen
Ansätzen für die Kontrolle der Kompetenzausübung.
Damit letztere funktionieren können, sei ein juristisch
definierter Rahmen erforderlich.
Klar unterschieden werden sollte, wie dies die
Kommission tue, zwischen der Wahrnehmung beste-
hender Kompetenzen auf europäischer Ebene und der
Neuzuweisung von Kompetenzen an die europäische
Ebene.
Wahrnehmung bestehender Kompetenzen
Die Wahrnehmung bestehender Kompetenzen bildet
nach Meinung vieler Konferenzteilnehmer das zentra-
le Problem der Kompetenzdiskussion, da heute denk-
bare Kompetenztransfers auf die europäische Ebene
im wesentlichen schon erfolgt seien. Dementspre-
chend stand auch die Frage im Vordergrund, wie die
weitere dynamische Übertragung von Befugnissen und
Zuständigkeiten auf die europäische Ebene zu brem-
sen sowie Eingriffsintensität und -reichweite, mit der
die Zuständigkeiten von den europäischen Organen
genutzt werden, zu beschränken seien. In der Vergan-
genheit, so ein deutscher Teilnehmer, seien Vertrag,
Institutionen und Verfahren auf eine Optimierung des
Transfers von Kompetenzen hin angelegt gewesen.
Heute gehe es darum, die Ausübung von bestehenden
Kompetenzen der einzelnen Ebenen im Rahmen einer
verfassungsmäßigen Ordnung zu regeln. Eine solche
präzisierte Ordnung mit Verfassungsrang könnte
untergeordneten Ebenen auch die Befürchtung neh-
men, daß eine Zustimmung zu begrenzten Kompeten-
zen der Gemeinschaftsebene eine von ihnen nicht
gewünschte Transferdynamik in Gang setzen könnte.
Im übrigen sei ohne eine Klärung der Kompetenzab-
grenzung kaum mit einer Bereitschaft zur vermehrten
Anwendung der Mehrheitsentscheidung zu rechnen.
Auch in Bereichen wie etwa der GASP, der Verteidi-
gungspolitik und dem 3. Pfeiler der EU sei die zentrale
Frage diejenige nach der Methode der Ausübung europäi-
scher Kompetenzen (intergouvernementale oder Ge-
meinschaftsmethode) und nicht diejenige der vertika-
len Verlagerung von Kompetenzen, so ein französischer
Referent.
Zwei Diskussionsstränge seien zu erkennen: zum
einen die Reichweite und Eingriffstiefe bzw. Rege-
lungsintensität von Kommissionsentwürfen und
-maßnahmen betreffend; zum anderen hinsichtlich
der Bereitschaft des Rates, sich auf Agenden und The-
menstellungen der Kommission einzulassen, auch
wenn diese in nationalstaatliche oder subnationale
Kompetenzbereiche eingreifen (z.B. Diskussion von
Bildungszielen und Städtebaufragen im Rat).
Sowohl von französischer wie von deutscher Seite
wurde die Frage aufgeworfen, wie weit die von der
Kommission benutzte Binnenmarktharmonisierungs-
logik und die damit verbundene Zentralisierungsten-
denz getrieben werden könne und solle. Das Binnen-
marktziel begründe Querschnittskompetenzen, die
aufgrund funktionaler Zusammenhänge mit den un-
terschiedlichsten Sachbereichen potentiell uferlos
ausgedehnt werden könnten (etwa Tabakwerbeverbot,
wo Gesundheitspolitik mit Mitteln der Binnenmarkt-
kompetenz betrieben werden sollte). Das Binnen-
marktziel müsse redefiniert bzw. seine Definition und
die Mittel zu seiner Verfolgung nicht allein der Kom-
mission überlassen werden. Hinsichtlich der Wahr-
nehmung von unbestrittenen Gemeinschaftskompe-
tenzen stellt sich immer auch die Frage der Effizienz
und notwendigen Intensität des Gemeinschaftshan-
delns. Als Beispiel wurde die Jagdrichtlinie genannt,
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die in Frankreich zu erheblichen innenpolitischen
Problemen geführt hat.
Von einem deutschen Referenten wurde vorgeschla-
gen, über Verfahren zur Verständigung zwischen Rat,
Kommission und EP nachzudenken, mit denen jeweils
zunächst zu prüfen wäre, ob von einer vorhandenen
vertraglichen Ermächtigungsgrundlage im konkreten
Fall tatsächlich Gebrauch gemacht werden solle. Die
Nutzung von Gemeinschaftskompetenzen würde dann
einem permanenten Rechtfertigungszwang unterwor-
fen. Bisher habe in erster Linie die Kommission die
Definitionsmacht, wie bestehende europäische Kom-
petenzen ausgeübt werden und welche Materien auf
die europäische Agenda gelangen sollen. Er räumte
ein, daß es sich dabei um einen weitreichenden und
politisch äußerst brisanten Bruch mit der Praxis der
Vergangenheit handele, da ein Kompetenztransfer auf
europäische Ebene bislang praktisch automatisch als
Einladung zum Gemeinschaftshandeln betrachtet
wurde. Ein anderer deutscher Teilnehmer wandte ein,
daß ein solches Verfahren, im Rahmen dessen sich in
Zukunft 30 Mitgliedstaaten über die Opportunität der
Wahrnehmung europäischer Kompetenzen abstim-
men müßten, bevor die EU von den ihr vertraglich
zustehenden Kompetenzen Gebrauch machen könne,
zu Handlungsblockaden zu führen drohe.
Ein französischer Referent plädierte für eine Vorab-
konzertierung zwischen Rat und Kommission bei der
Erarbeitung des Jahresprogramms für die Gesetzge-
bungsarbeit, das heißt, das Initiativrecht der Kommis-
sion müsse vom Rat »eingerahmt« (encadré) werden,
um eine mißbräuchliche Wahrnehmung europäischer
Kompetenzen von vornherein einzuschränken. Es be-
dürfe nicht neuer Institutionen, sondern der Rat kön-
ne eine übermäßig intensive Wahrnehmung europäi-
scher Kompetenzen abblocken.
Ein deutscher Teilnehmer wies darauf hin, daß das
von dem deutschen Referenten befürwortete Verfah-
ren zur Regelung der Ausübung bestehender Gemein-
schaftskompetenzen längst existiere: Der Rat müsse
nicht alles beschließen, was die Kommission vor-
schlägt. Auch wurde eindringlich davor gewarnt, neue
Verfahren zu schaffen, da sie die Komplexität und
Intransparenz der bestehenden Entscheidungsverfah-
ren noch weiter erhöhten und damit zur Entlegitimie-
rung des Gemeinschaftshandelns beitragen könnten.
Der deutsche Referent wies angesichts dieser Einwän-
de auf die hohe Intransparenz des jetzt praktizierten
»anarchischen« Verfahrens hin, mit dem Themen von
der Kommission, häufig angestoßen von Vertretern
der Mitgliedsregierungen, auf die europäische Tages-
ordnung gesetzt und dann irgendwann entschieden
würden.
Ein französischer Teilnehmer sah in der von fran-
zösischen wie deutschen Rednern befürworteten Kon-
zertierung zwischen den europäischen Organen in
Wahrnehmung europäischer Kompetenzen eine Ein-
schränkung des Initiativrechts der Kommission und
damit einen fundamentalen Wandel des Gemein-
schaftssystems, dem dann eine wichtige Antriebskraft
verloren ginge.
Als problematisch unter Kompetenzverteilungs-
gesichtspunkten wurde das Verfahren der »offenen
Koordinierung« empfunden, wie es in der Beschäf-
tigungspolitik angewandt wird. Diese erlaube der EU-
Ebene ein Agieren in Politikbereichen, für die sie
keine Kompetenzen besitze, es handele sich um »Soft-
Kompetenzen«, die einen Einstieg in Kompetenzüber-
tragungen darstellen könnten, so ein deutscher
Redner.
Ein deutscher Teilnehmer gab zu bedenken, daß
Mitgliedstaaten ihre Kompetenzen auch in Form einer
horizontalen Koordinierung ausüben könnten, ohne
den Umweg über Brüssel zu gehen. Das gewählte Bei-
spiel, die deutsche Kultusministerkonferenz der Län-
der, ließ jedoch von seiten anderer deutscher Teil-
nehmer Einwände gegen die Ineffizienz, Intranspa-
renz und Blockadeanfälligkeit von Institutionen und
Verfahren einer horizontalen Koordinierung laut
werden.
Möglichkeiten und Grenzen einer klareren
vertikalen Kompetenz
Ein französischer Redner sah grundsätzlich drei
Möglichkeiten, die Kompetenzverteilung zwischen
den Ebenen zu präzisieren oder grundsätzlich zu
reformieren.
Den Ausgangspunkt seiner Überlegungen bildete
die Feststellung, daß die EG im Gegensatz zu klassi-
schen Bundesstaaten seit dem Scheitern der EVG-
Verträge mit der Monnet-Methode im Bereich der Low-
Politics begonnen habe und mit teilweise eingriffsin-
tensiven Wirtschaftskompetenzen ausgestattet wurde,
während der politische Bereich der High-Politics zu-
nächst ausgeklammert wurde. Klassische staatliche
Hoheitsaufgaben, Kernbereiche staatlicher Souveräni-
tät (Außen- und Sicherheitspolitik, innere Sicherheit,
Justizwesen) würden jedoch im Rahmen von Födera-
tionsbildungen meist der Bundesebene zugeordnet. In
dem Maße, wie die politische Integration an Bedeu-
tung gewinnt, stelle sich auch in der EU die Frage der
föderalen Balance neu.
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Als erste theoretisch denkbare Antwort auf diese
Herausforderung sprach er die Möglichkeit an, die EU-
Kompetenzen in klassischen hoheitlichen Aufgaben-
bereichen (Außen- und Sicherheitspolitik, innere
Sicherheit, Justizwesen) zu stärken (dies wurde von
einem deutschen Teilnehmer nachdrücklich befürwor-
tet), im Gegenzug die Intensität der Eingriffe in die
Zivilgesellschaft deutlich zu reduzieren. Dies käme
allerdings, so der französische Referent, einer sehr
tiefgreifenden Umwälzung gleich. Im Grunde liefe sie
auf eine föderale Staatsgründung hinaus. Sie würde
die vertragliche Pfeilerstruktur in Frage stellen, ließe
wenig Spielräume für nach Mitgliedstaaten differen-
zierten Integrationsentwicklungen und machte auch
eine deutliche Ausweitung der finanziellen Mittel der
EU über die 1,27%-Grenze nötig. Das sei politisch
kaum durchsetzbar und daher wenig realistisch.
Die zweite mögliche Antwort bestünde darin, die
jetzige Vertragslage als Ausgangspunkt zu nehmen
und Kompetenzen nach Blöcken zu kategorisieren:
exklusive Kompetenzen der zwei Ebenen und geteilte
Kompetenzen. Hier ließe sich, so ein deutscher Teil-
nehmer, auch nach exklusiven, konkurrierenden und
lediglich ergänzenden Kompetenzen unterscheiden.
Gerade letztere lägen im besonderen Interesse der
Bundesländer, da auf diesem Wege geregelt werden
könne, daß europäische Politik die Substanz der mit-
gliedstaatlichen (subnationalen) Politik nicht antasten
dürfe, sondern lediglich zusätzliche Maßnahmen
ergreifen und finanzieren könne. Der französische
Referent verwies jedoch auf die Erfahrung von Bundes-
staaten des kooperativ-föderalistischen Typs (Kanada
und Deutschland), wo nur sehr wenige Kompetenzen
den jeweiligen Ebenen exklusiv zustehen und immer
mehr Kompetenzen in einer Zwei-Ebenen-Kooperation
wahrgenommen werden.
In diesem Zusammenhang wurde die Frage aufge-
worfen, inwieweit Kompetenzen der subnationalen
Ebene Erwähnung in den Verträgen/in der Verfassung
finden sollten. Ein deutscher Teilnehmer befürwortete
eine vertragliche Festschreibung des Prinzips der kom-
munalen Selbstverwaltung. Von französischer Seite
wurde jedoch davor gewarnt, Staatsmodelle auf die
europäische Ebene zu übertragen und eine Verfassung
aus einem Guß von der kommunalen bis zur europäi-
schen Ebene entwerfen zu wollen. Die Berücksichti-
gung des Subsidiaritätsprinzips solle ja gerade aus-
schließen, daß regionale und kommunale Kompeten-
zen Gegenstand einer europäischen Verfassung sein
könnten.
Ein dritter, von dem französischen Referenten und
von zahlreichen französischen Europarechtlern befür-
worteter Weg, bestünde in einer Kategorisierung von
Kompetenzen nach ihrer Eingriffsintensität. Er schlug
folgende Kategorisierung vor:
– abgeschaffte Kompetenzen (compétences abolies):
etwa zu Eingriffen in die vier Binnenmarktfreihei-
ten; diese definieren Bereiche, die weder dem
Zugriff der Unionsorgane noch der Mitgliedstaaten
offenstehen;
– transferierte Kompetenzen (compétences trans-
férées): auf die Unionsebene übertragene Kompe-
tenzen, die jedoch dort nicht mit derselben Inten-
sität wahrgenommen werden wie zuvor auf mit-
gliedstaatlicher Ebene;
– Rahmenkompetenzen (compétences encadrées):
Leitlinien (in Form von Richtlinien) auf europäi-
scher Ebene, Umsetzung auf mitgliedstaatlicher
Ebene;
– Koordinierungskompetenzen (compétences co-
ordonnées): etwa Beschäftigungspolitik seit Am-
sterdam;
– rein mitgliedstaatliche Kompetenzen (compétences
retenues par les Etats).
Die Einteilung bzw. Abstufung von Kompetenzen
nach dem Grad der Eingriffsintensität könne gekop-
pelt werden mit der Einführung einer klaren Normen-
hierarchie (Gesetze, Rahmengesetze, Verordnungen)
und mit Entscheidungsverfahren, die dem jeweiligen
Normentyp entsprächen, wobei Verordnungen in den
Kompetenzbereich entweder der Kommission (unter
Kontrolle des Rats) fielen oder, auf der Grundlage
eines Rahmengesetzes, der Mitgliedstaaten. Eine sol-
che Normenhierarchie würde damit sowohl die hori-
zontale wie die vertikale Kompetenzzuordnung be-
rühren.
Breite Übereinstimmung herrschte in der Einschät-
zung, daß eine Kompetenzabgrenzung zwischen euro-
päischer und nationaler Ebene über den Weg der
Ausarbeitung umfassender Kompetenzkataloge eine
Vielzahl von Fragen aufwirft. Müssen die Kompeten-
zen aller Ebenen aufgelistet werden? Soll im Falle
geteilter Kompetenzen der Vorrang/Nachrang der
nationalen/europäischen Ebene vertraglich definiert
werden? Sollen Kompetenzen nach Querschnittszielen
zugewiesen werden, die ein Ausgreifen des Gemein-
schaftshandelns in viele funktional benachbarte
Bereiche ermöglichen, oder nach eng definierten
Einzelaufgaben, wie dies insbesondere die Bundes-
länder fordern? Sollen zum Beispiel Bereiche wie
Kultur- oder Bildungspolitik komplett der nationalen
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bzw. subnationalen Ebene zugeschrieben werden?
Was geschähe dann mit erfolgreichen europäischen
Programmen wie Erasmus und Media?
Gegen Kompetenzkataloge wurde wiederholt das
Argument vorgebracht, daß die Verträge und die in
ihnen enthaltenen Kompetenznormen hinreichend
flexibel bleiben müßten, um auch unter veränderten
Umständen oder bei einem gewünschten Politikwan-
del (Agrarpolitik) eine geeignete Grundlage zu bieten.
Dies schließe starre Kompetenzordnungen und -listen
sowie einen hohen Präzisionsgrad der politischen Ziel-
definition aus, wie mehrere französische Teilnehmer
unterstrichen.
Aus der wissenschaftlichen Debatte wurden Ein-
wände im Hinblick auf die hohen politischen Kosten
von Verhandlungen zur Erarbeitung von Kompetenz-
listen oder -katalogen referiert. In der wissenschaft-
lichen Debatte sei nach ersten Versuchen, detaillierte
Kompetenzkataloge zu erarbeiten und objektive Krite-
rien für die Zuordnung von Kompetenzen zu den ein-
zelnen Ebenen zu definieren (in Deutschland etwa von
Thomas Fischer und Nicole Schley), inzwischen eine
gewisse Ernüchterung eingetreten. Auch in bestehen-
den föderalen Ordnungen – dies wird am bundesdeut-
schen Beispiel deutlich – ist es in der Verfassungswirk-
lichkeit und –entwicklung ungeachtet der ursprüng-
lichen Intentionen zu einer Kompetenzvermischung
und Verantwortungsverwischung gekommen. In der
EU sei es ohnehin kaum möglich, breite Überlappun-
gen zwischen mitgliedstaatlichen und Gemeinschafts-
kompetenzen zu vermeiden, so mehrere deutsche
Diskutanten.
Zu einer Aufgabenklärung, so ein französischer
Referent, könne eine Konstitutionalisierung von
Zielen und Leitlinien für Gemeinschaftspolitiken bei-
tragen (z.B. Marktfreiheiten und Marktregulierung,
Preisstabilität, hohes Beschäftigungsniveau, Garantie
sozialer Kohäsion). Eine weitere Möglichkeit bestünde,
einem deutschen Teilnehmer zufolge, in einer stärke-
ren, eventuell sogar in justiziable Form gebrachten
Bestandsgarantie für die Mitgliedstaaten, die einen
vorkonstitutionellen Charakter erhielte und somit
auch durch Verfassungsänderungen nicht antastbar
sei.
Von der Wissenschaft sind Versuche zur Vereinfa-
chung und Systematisierung der EU-Vertragsmaterie
unternommen worden (Europäisches Hochschulin-
stitut/Florenz, Centrum für angewandte Politikfor-
schung/Universität München). Diese könnten auch als
ein erster Schritt für die systematische Zusammenstel-
lung und Hierarchisierung der Kompetenzen dienen.
Eine solche erlaube zum einen die Darstellung des
rechtsgültigen Bestandes und seine Bewertung für die
künftige Weiterentwicklung, entweder im Sinne der
Bestätigung oder auch einer Streichung; zum anderen
ergäben sich aus ihr die Bereiche, die eindeutig noch
nicht in die EU-Kompetenzen fallen, also noch als
vollständige Reservate der Mitgliedstaaten in Frage
kommen könnten. Weitere Präzisierungen könnten
auf diesem Sockel erfolgen.
Kriterien für die Kompetenzverteilung
zwischen den Ebenen
Ein wichtiges Kriterium für die Kompetenzabgren-
zung ist die Existenz national oder regional sehr un-
terschiedlicher Problemlagen, aber auch regional
unterschiedlicher politischer Präferenzen, wie ein
deutscher Referent am Beispiel der Agrarpolitik aus-
führte. Beides spreche für eine mitgliedstaatliche
Kompetenz. Ähnlich argumentierte ein anderer deut-
scher Redner in bezug auf die wirtschafts- und fiskal-
politische Autonomie der Gliedstaaten in Föderatio-
nen, die durch große sozio-ökonomische und sozio-
kulturelle Unterschiede geprägt sind.
In die gleiche Richtung weist das Kriterium funk-
tionaler Verknüpfungen einer Gemeinschaftspolitik
mit anderen, dezentral angesiedelten Politiken (z.B.
im Verhältnis von EU-Agrar- zu nationaler Umwelt-
politik). Funktionale Verbindungen zu dezentral orga-
nisierten Politikbereichen sprächen für die Bewah-
rung oder Verstärkung nationaler (oder regionaler)
Handlungsspielräume, so ein deutscher Teilnehmer.
Ein anderer deutscher Teilnehmer wies darauf hin,
daß die funktionalen Verknüpfungen zwischen Agrar-
politik einerseits und Umwelt- und Strukturpolitik
andererseits derzeit eher eine Tendenz zur Vergemein-
schaftung letzterer und nicht einer Dezentralisierung
ersterer zur Folge hätten.
Viele agrarpolitische Vorschläge der Kommission
werden heute auf Artikel des EGV gestützt, die den
Umwelt-, Verbraucher- und Gesundheitsschutz oder
die Handelspolitik betreffen und damit aufgrund
unterschiedlicher vertraglicher Verfahren für diese
Bereiche auch Fragen der horizontalen Kompetenz-
aufteilung aufwerfen. Allerdings können solche Ver-
knüpfungen zu anderen Politikfeldern auch umge-
kehrt eine Gemeinschaftskompetenz nahelegen. Dies
gelte etwa in weiten Bereichen der Agrarpolitik
aufgrund ihrer Verbindungen zur Handelspolitik
(WTO-Verhandlungen) und der teilweise detaillierten
vertraglichen Verpflichtungen, die sich aus dem GATT-
Abkommen ergäben und deren Einhaltung nur durch
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die Zentralebene garantiert werden könne. Auch die
Berührungspunkte mit gesundheitspolitischen Fragen
legten aus Effizienzgründen häufig eine Gemein-
schaftskompetenz nahe (z.B. Bewältigung der BSE-Krise).
Ähnlich argumentierte ein französischer Referent mit
Blick auf die Notwendigkeit wirtschaftspolitischer
Koordinierung im Bereich der Haushalts- und Fiskal-
politik als Folge der Vergemeinschaftung der Geld-
politik.
Ein weiteres mögliches Kriterium für die Kompe-
tenzaufteilung benannte ein deutscher Referent, der
am Beispiel der Agrarpolitik dafür plädierte, daß in
Zukunft Nutznießer einer Politik verstärkt für deren
Kosten aufkommen sollten (Prinzip der »fiskalischen
Äquivalenz«, das das Föderalismusprinzip der Aufga-
benverteilung zwischen den Ebenen ergänze). Profitie-
rende Regionen sollten sich demnach beispielsweise
an der Finanzierung der Agrarpolitik zumindest betei-
ligen oder bestimmte Maßnahmen sogar vollständig
bezahlen.
Betont wurde von deutscher wie von französischer
Seite, daß Kompetenzpräzisierungen oder -neuzuwei-
sungen neben dem Kriterium der Effizienz auch die
Kriterien Transparenz und bessere Verantwortungs-
zurechnung erfüllen und damit der Verbesserung der
demokratischen Legitimation dienen sollten.
Überwachung der Kompetenzausübung/
Schlichtung von Kompetenzstreitigkeiten
Die Diskussion über die Regelung von Kompetenz-
streitigkeiten und die Überwachung der Kompetenz-
ausübung drehte sich in erster Linie um die Frage, ob
politisch-prozeduralen Lösungen Vorrang zukommt
oder einer Kontrolle durch ein Gericht bzw. durch
eine neuzuschaffende zweite Parlamentskammer
(Subsidiaritätskammer) der Vorzug zu geben sei. Ein
eigenes Gericht für Kompetenzstreitigkeiten, even-
tuell als eigene Kammer des EuGH, wurde von einem
deutschen Teilnehmer befürwortet (andere deutsche
Teilnehmer äußerten sich skeptisch zu diesem Vor-
schlag). Sie könnte je zur Hälfte mit europäischen und
nationalen Richtern besetzt werden.
Eine eigene Institution als Anrufungsinstanz in
Fragen der Kompetenzverteilung, etwa eine Subsidia-
ritätskammer, wurde von deutschen wie von französi-
schen Referenten als nicht notwendig bezeichnet: Der
Rat müsse entscheiden können, was unter Kompe-
tenzgesichtspunkten überflüssige oder nicht gewollte
europäische Vorlagen seien. Ein Teilnehmer stellte
fest, daß der Rat als föderales Kontrollorgan doch
offenbar versage. Immer wieder sei zu beobachten,
daß Regierungen aus innenpolitischen Opportuni-
tätsgesichtspunkten Materien auf europäische Ebenen
verlagerten, für die diese eigentlich (noch) keine Zu-
ständigkeit besitzen. Von deutscher Seite wurde eine
juristische Lösung befürwortet, um ebendies zu ver-
hindern, eine vertragliche Definition von »Geländern«
für das Handeln der mitgliedstaatlichen Regierungen.
Ein deutscher Teilnehmer regte an darüber nachzu-
denken, wie mögliche »Leidtragende« von Kompetenz-
transfers, vor allem nationale Parlamente, prozedural
eingebunden werden könnten. Eine rein gerichtliche
Lösung reiche nicht aus. Vielmehr sei hierzu ein neu-
zuschaffendes politisches Organ nötig. Ein anderer
deutscher Teilnehmer gab zu bedenken, daß auch
nationale Parlamente aufgrund der engen Bindung
der Mehrheitsfraktionen an die Regierungen nicht
unbedingt als wirksame Bremse gegen opportunisti-
sches Verhalten nationaler Regierungen dienten, die
Kompetenzen nach Brüssel verlagern wollen. Er regte
an, den Bürgern über das Instrument des Referen-
dums die Möglichkeit zu geben, Kompetenzverteilun-
gen zu ändern.
Änderungsverfahren der Kompetenzzuordnung
Für manche Beobachter ist die Frage nach den Ände-
rungsprozeduren wichtiger als die eigentliche Kom-
petenzabgrenzung bzw. Neuzuordnung. Mit einer
Reform der Änderungsverfahren könne dem Problem
der Rigidität einer neu zu definierenden Kompetenz-
abgrenzung begegnet werden. Hier wäre über die
Reversibilität und zeitliche Befristung von Kompe-
tenzzuweisungen an die europäische Ebene nachzu-
denken, auch über eine Streichung von Art. 308 EGV,
so ein deutscher Referent. Wichtig für den verfas-
sungsmäßigen Status von Kompetenzzuordnungen
und -änderungen sei, daß sie ex ante in einem verfas-
sunggebenden Verfahren vorgenommen würden und
nicht im laufenden, Mißtrauen erzeugenden Prozeß
der »pragmatischen« Kompetenzvermehrung nach der
Monnet-Methode erfolgten.
In diesem Zusammenhang wurden Vorschläge zur
Zweiteilung der Verträge (u.a. von Dehaene, Simon
und von Weizsäcker) angesprochen, die eine Trennung
zwischen einem einstimmig zu billigenden (und zu
ändernden) Grundvertrag und einem »Restvertrag«
vorsehen, der ohne Einstimmigkeitserfordernisse
geändert werden könnte. Eine solche Zweiteilung
würde im Basisvertrag den Kriterien Sichtbarkeit und
Feierlichkeit von Verfassungsnormen entsprechen, im
Bereich der übrigen Vertragsmaterien gleichzeitig
dem Kriterium Anpassungsfähigkeit der Verträge ge-
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nügen. Dieser Vorschlag wirft die schwierige Frage
auf, welche Vertragsmaterien dem Basis-, welche dem
»Restvertrag« zuzuordnen wären.
Bei besonders sensiblen Bereichen der Kompetenz-
änderung, in denen die Regierungschefs der Mitglieds-
länder eventuell keine hinreichende Legitimation
besitzen, könnte nationalen Parlamenten eine Rolle
zukommen. Ein französischer Referent schlug vor, in
solchen Fällen – Verfassungsänderungen oder auch
bei einer Aufstockung der Eigenmittel der EU – zeit-
lich befristete Konvente mit der Ausarbeitung von
spezifischen Revisionen zu betrauen.
Kompetenzzuordnung in zwei EU-Politiken
Gemeinsame Agrarpolitik
In der Diskussion um die Gemeinsame Agrarpolitik
setzten deutsche und französische Teilnehmer deut-
lich unterschiedliche Akzente in bezug auf die wün-
schenswerte Entwicklung der Kompetenzverteilung
zwischen den Ebenen.
Die deutsche Einführung für diesen Programm-
punkt konstatierte eine Tendenz der Kompetenzver-
lagerung von den Mitgliedstaaten zur europäischen
Kommission infolge der zunehmenden Bedeutung
agrarstruktur- und auch umweltpolitischer Ziele und
Instrumente der Agrarpolitik. In der Bundesrepublik
sei zum Beispiel Agrarstruktur- und Küstenschutzpoli-
tik eine Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe, so daß
zwei Ebenen von diesem Transfer betroffen seien. Vor
dem Hintergrund der Entwicklungstendenzen der
Agrarpolitik seit Beginn der 90er Jahre unterstrich der
Referent außerdem die Notwendigkeit einer Rückver-
lagerung von Kompetenzen auf die mitgliedstaatliche
Ebene.
Die mit den MacSharry-Reformen 1992 begonnene
und durch die Verhandlungen über die Agenda 2000
fortgeführte Verlagerung von der Markt- und Preispo-
litik zur Einkommenspolitik mit direkten Einkom-
mensbeihilfen wirft unmittelbar die Frage der Kompe-
tenzverteilung auf. Während im Falle der Markt- und
Preispolitik, dem klassischen Bereich der Marktord-
nung, ein Gemeinschaftsansatz alternativlos sei (so
übereinstimmend deutsche wie französische Referen-
ten und Diskutanten), sei die Einkommenspolitik als
Daueraufgabe der Gemeinschaft viel schwerer zu legi-
timieren, so der deutsche Referent. Direkte EU-Ein-
kommensbeihilfen als Ausgleich für abrupte Preissen-
kungen sollten daher nicht langfristig festgeschrieben
werden, sondern nach fünf bis sieben Jahren auslau-
fen und auf Null reduziert werden. Dauerhaft ange-
legte einkommens- und sozialpolitische Maßnahmen
gehörten auf die nationalstaatliche Ebene, da hier
politisch sehr unterschiedliche Präferenzen zur Höhe
von einkommenspolitischen Transfers koexistierten.
Auch von französischer Seite wurde betont, daß die
bestehenden supranationalen Marktordnungen und
Preispolitiken der Agrarpolitik und bestimmte Gemein-
schaftsinstrumente unter Druck gerieten: Vor allem
die direkten Einkommensbeihilfen, für deren Beibe-
haltung auf Gemeinschaftsebene und Verteidigung
nach außen dieser Referent plädierte, würden im
Rahmen der nächsten WTO-Verhandlungsrunde als
wettbewerbsverzerrende Maßnahmen erneut von den
Verhandlungspartnern in Frage gestellt werden und
bildeten zudem ein zentrales Verhandlungsproblem
in den Verhandlungen über die EU-Erweiterung.
In deutscher Sicht blieben als übergeordnete Auf-
gaben, die auf Gemeinschaftsebene wahrzunehmen
seien, neben der Marktordnung und Preispolitik, die
Bereitstellung von Kohäsionsfondsmitteln für eine
Agrarstrukturpolitik zum Ausgleich unterschiedlicher
wirtschaftlicher Entwicklungen und eine Rahmen-
gesetzgebung, sowie etwa zur Festlegung allgemeiner
Ziele und von finanziellen Rahmenregelungen und
Obergrenzen für die Förderung, während die Finanz-
verantwortung den Mitgliedstaaten, Ländern und
Kommunen zufiele.
Auch der Bedeutungsgewinn der Agrarstrukturpoli-
tik im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik spreche
für eine stärkere Gestaltungskompetenz der Mitglied-
staaten und der subnationalen Ebene. Regionalstruk-
turen seien extrem unterschiedlich, ebenso die Ziele
regionaler Strukturpolitik (z.B. Konservierung familiä-
rer Betriebsstrukturen in Bayern, Steigerung der Wett-
bewerbsfähigkeit in Ostdeutschland).
Wie ein anderer Teilnehmer betonte, werde das
Ausmaß der Kompetenzen der Gemeinschaftsebene in
der Agrarpolitik allerdings häufig überschätzt. So
seien zentrale Bereiche der Agrarpolitik in rein natio-
naler Verantwortung: Eigentumsordnung, Erbrecht,
Raumordnung, Pachtrecht. Zudem seien vor allem in
der Agenda 2000 deutliche Ansätze zur Dezentralisie-
rung und faktischen Rückverlagerung von Kompeten-
zen zu erkennen:
– im Bereich der Ackerkulturen eine regionale Diffe-
renzierung der Beihilfehöhe nach Erträgen, wobei
die Mitgliedstaaten Spielräume bei der Festlegung
der Differenzierungskriterien besäßen;
– die Einführung von »national envelopes«, Ergän-
zungsbeiträgen für die Mitgliedstaaten, die aus die-
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sen Mitteln nach von ihnen selbst zu definierenden
Kriterien Direktbeihilfen an die Landwirte auszah-
len können;
– Umweltklausel: diese verpflichte Mitgliedstaaten
zur Berücksichtigung von Umweltgesichtspunkten
bei der Vergabe von Direktbeihilfen, läßt ihnen
aber einen nahezu unbegrenzten Spielraum bei der
Definition der umweltpolitischen Anforderungen;
– Instrument der Modulation: Beihilfen können um
bis zu 20% gekürzt und für Ziele der ländlichen
Entwicklung genutzt werden.
Allerdings stehe der Dezentralisierung materieller
Förderbedingungen eine Zentralisierung gemein-
schaftlicher Verfahrenskontroll- und Sanktionsrege-
lungen gegenüber.
Die bisherigen Erfahrungen mit der Dezentralisie-
rung zeigten, daß nationale Spielräume von einigen
Mitgliedstaaten entweder nicht gewünscht (Wettbe-
werbsverzerrung, Marktzersplitterung) oder nicht
genutzt wurden; dies gelte nicht zuletzt für Deutsch-
land. Umweltklauseln würden von den Länder ge-
nutzt, die generell eine aktive Umweltpolitik betrei-
ben, das Instrument der Modulation werde bislang
nur von Frankreich und Großbritannien eingesetzt,
nicht aber von Deutschland, und im Bereich der länd-
lichen Entwicklung würden nationale Spielräume
generell kaum genutzt.
In puncto Verlagerung von der Preis- auf die Struk-
turpolitik sei, einem deutschen Teilnehmer zufolge,
keine stärkere Rückverlagerung auf nationale Ebene
nötig, hier müßten in erster Linie die bestehenden
nationalen Spielräume auch genutzt werden. Anders
im Hinblick auf direkte Einkommensbeihilfen (bei
voller Umsetzung der Agenda 2000 etwa 80% des EU-
Agrarhaushalts): Diese Einkommenspolitik könne
wohl kaum auf Dauer als Gemeinschaftskompetenz
legitimiert werden.
Ein französischer Diskussionsteilnehmer unter-
strich, daß die Frage der Kompetenzverteilung in der
Gemeinsamen Agrarpolitik aufs engste mit ihrer ma-
teriellen Zukunft verknüpft sei, und plädierte für ein
Festhalten an der GAP: Neben der Marktstützung soll-
ten auch Fragen der Lebensmittelsicherheit sowie die
Qualitätspolitik auf europäischer Ebene angesiedelt
oder koordiniert sein, da sonst eine starke Verunsiche-
rung der Verbraucher die Folge wäre, etwa bei natio-
nal unterschiedlichen Qualitätsauszeichnungen. Na-
tionale Spielräume und Möglichkeiten zur Rückver-
lagerung von Kompetenzen sah er hingegen bei der
Förderung der ländlichen Entwicklung. Hier bleibe für
die EU-Ebene die Festlegung des Gesamtbudgets, das
für die Förderung der ländlichen Entwicklung zur
Verfügung steht, sowie die Festlegung von großen
Leitlinien für die Politik ländlicher Entwicklung.
Ein französischer Teilnehmer warnte davor, ohne
deutsch-französische (und europäische) Abstimmung
und Klärung im Hinblick auf die Gewichtung zwischen
unterschiedlichen Instrumenten der Agrarpolitik in
die nächste Runde der WTO-Verhandlungen einzutre-
ten und diese dann zu instrumentalisieren, um bis-
lang nicht durchsetzbare interne Reformen und Kom-
petenzneuverteilungen von außen zu erzwingen.
Von französischer Seite wurde am Beispiel der
Agrarpolitik (und der aktuellen BSE-Krise) auf das
Grundsatzproblem hingewiesen, daß zwar die zentra-
len Kompetenzen auf Gemeinschaftsebene lägen, die
Verantwortung für die Politikergebnisse von den Wäh-
lern aber der nationalen Ebene zugewiesen werde, auf
der dann auch der Legitimationsbedarf der Politik
befriedigt werden müsse.
Fiskal- und Wirtschaftspolitik in der WWU
Sehr unterschiedliche Ansätze wurden im Hinblick
auf das notwendige Mischungsverhältnis zwischen
europäischer Koordinierung und Harmonisierung
einerseits, Wettbewerbslösungen bei hoher mitglied-
staatlicher Autonomie innerhalb der WWU anderer-
seits vertreten. Während im französischen Hauptrefe-
rat zum Thema die Notwendigkeit eines zunehmen-
den »Interdependenzmanagements« begründet wurde,
verwies der deutsche Referent auf erfolgreiche Beispie-
le eines Wettbewerbsföderalismus, mit weitgehender
Autonomie der Gliedstaaten bzw. subnationalen Ein-
heiten in bestehenden bundesstaatlichen Ordnungen.
Die Aufgabenteilung zwischen Nationalstaat und
EU-Ebene ist, so der französische Referent, nur auf den
ersten Blick klar: Binnenmarktordnung und Geldpoli-
ik als EU-Materie, Arbeitsmarkt-, Sozial-, Haushalts-
und Fiskalpolitik in nationaler Zuständigkeit. In der
Realität beschränke der Stabilitätspakt die Autonomie
nationaler Haushaltspolitik, die europäische Wett-
bewerbspolitik beschränke die nationalen Spielräume
in der Beihilfepolitik, und zumindest im Bereich der
Mehrwertsteuer habe man es mit einer Teilharmoni-
sierung der Steuerpolitik zu tun. Zudem sei die Auf-
gabenteilung im Zeitverlauf nicht stabil, wie die
Anstrengungen zur Steuerharmonisierung oder zur
Koordinierung nationaler Politiken (z.B. Haushalts-
politik) zeigten.
Vor allem aber werde die Aufgabenteilung durch
drei Entwicklungen in Frage gestellt:
– durch die Integrationsdynamik der Märkte: diese
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stelle die Frage des Steuerwettbewerbs und seiner
Grenzen, der »Mitnahme« von sozialen Ansprüchen
über nationale Grenzen hinweg und werfe das Pro-
blem der Kosten auf, die sich für multinationale
Unternehmen aus der Koexistenz unterschiedlicher
Steuersysteme ergeben;
– politische Legitimationsaspekte: es sei, zumindest
in Frankreich, eine verstärkte »Nachfrage« der Be-
völkerung nach Sozialpolitik auf europäischer Ebe-
ne als Gleichgewichtselement gegenüber der reinen
Marktintegration zu beobachten;
– funktionale Interdependenzen: vor allem zwischen
nationaler Budgetpolitik und EZB-Geldpolitik: das
Beispiel Irlands zeige die Notwendigkeit der Koor-
dinierung zwischen beiden.
Der französische Referent schlug drei Instrumente
zum europäischen Interdependenzmanagement vor:
– Erarbeitung von Verhaltensregeln (règles de bonne
conduite) nach dem Beispiel des Stabilitätspakts,
die aber nur Grenzfälle regeln könnten;
– eine in möglichst großen Teilen gemeinsame »Ein-
satzdoktrin« für nationale Instrumente der Wirt-
schaftspolitik, um diesen Kohärenz zu verleihen; in
bestimmten zu spezifizierenden Situationen wären
etwa nach einheitlichen Prinzipien gestaltete natio-
nale Haushaltspolitiken zu verfolgen, die für die
Partner in ihren Grundorientierungen vorherseh-
bar wären und so die wechselseitige Erwartungsver-
läßlichkeit erhöhen würden;
– politische Einzelfallentscheidungen müßten er-
möglicht, entsprechende finanzielle Mittel ge-
meinsam bereitgestellt werden, allerdings nicht als
Normalfall, sondern nur in spezifischen Krisensi-
tuationen; hierzu sollte die Eurogruppe aufgewer-
tet werden und sich strengeren Koordi-
nierungszwängen in Krisenlagen unterwerfen.
Die horizontale Arbeitsteilung zwischen Eurogrup-
pe und Ecofin-Rat könne in einer Trennung legislati-
ver und exekutiver Funktion bestehen: erstere fielen
in die Kompetenz des Ecofin-Rats, letztere wären Ange-
legenheit der Eurogruppe für die beteiligten Länder.
Der deutsche Referent stellte erfolgreiche Beispiele
für einen wirtschaftlichen Wettbewerbsföderalismus
vor, wie er sich in den USA, Kanada und in dem von
ihm näher erläuterten Beispiel der Schweiz beobach-
ten lasse, und sah darin ein mögliches und funktions-
fähiges Modell für die EU. Damit setzten sich seine
Ausführungen deutlich ab von den Darlegungen
seines französischen Gegenüber, der vor allem die
Notwendigkeit unterstrichen hatte, das Interdepen-
denzmanagement in der Eurozone zu verbessern.
Kooperations- und Koordinierungszwänge im Euro-
raum wurden vom deutschen Referenten offenbar als
wesentlich geringer veranschlagt, er legte den Akzent
auf die Funktionsfähigkeit eines Föderalismus mit
großen wirtschafts- und sozialpolitischen Freiheits-
graden auf der Ebene der Gliedeinheiten.
Im Gegensatz zum Modell des kooperativen Födera-
lismus (Deutschland, Österreich, Australien) seien im
Modell des Wettbewerbsföderalismus wichtige Steu-
ern den Gliedern der Föderation zugeordnet, und
diese hätten in der Wahl ihrer jeweiligen Steuerbasis
weitgehend freie Hand, woraus sich eine erhebliche
Variation der Steuerbelastung zwischen ihnen ergebe
(in der Schweiz zwischen 56 und 154 um ein Mittel
von 100).
Auf der Ausgabenseite unterscheiden sich die
Staaten vom Typ des kooperativen Föderalismus und
des Wettbewerbsföderalismus im Hinblick auf die
Leistungsfähigkeit und Aufgabenteilung in der Infra-
strukturpolitik kaum: Beide seien durch ein hohes
Maß von Verantwortung auf der Ebene der Glieder
und Kommunen geprägt, und in beiden Typen würden
hohe Leistungsstandards erreicht. Anders im Bereich
redistributiver Politik, wo zwar Sozialversicherungs-
systeme sowohl in kooperativ-föderalistischen Syste-
men wie auch im Wettbewerbsföderalismus stark
harmonisiert seien, die Sozialhilfe jedoch nur in
kooperativ-föderalistischen Staaten.
Erfahrungen mit dem Wettbewerbsföderalismus in
der Wirtschaftspolitik zeigten, daß dieser eine hohe
Toleranz gegenüber sozio-ökonomischen und sozio-
kulturellen Unterschieden zwischen den Teileinheiten
ermögliche. In der Schweiz sei dies nicht mit der Kon-
sequenz einer in der EU vielfach (auch vom französi-
schen Referenten) befürchteten Abwärtsspirale im
Hinblick auf das Leistungsniveau der Gliedeinheiten
verbunden. Auch unter Verteilungsgesichtspunkten
sei ein Wettbewerbsföderalismus, wie er in der
Schweiz praktiziert wird, keineswegs mit stark aus-
einanderklaffenden personellen Einkommensentwick-
lungen auf dezentraler Ebene oder einem Anwachsen
interregionaler Differenzen verbunden, wiewohl der
fiskalische Föderalismus Umverteilungspolitiken
grundsätzlich erschwere.
Die in der EU zu beobachtende Kompetenzvertei-
lung zwischen den Ebenen unterscheide sich sowohl
von den Bundesstaaten mit kooperativen wie auch von
denen mit Wettbewerbsföderalismus dadurch, daß in
der EU eine Beschränkung der haushaltspolitischen
Autonomie der Mitgliedstaaten möglich ist.
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Deutsche und französische Teilnehmer betonten,
daß Wettbewerb – neben der »peer pressure« – ein
zweites wichtiges Instrument wirtschaftlicher Koordi-
nierung darstelle. Wettbewerb könne sehr wohl Kon-
vergenzentwicklungen zur Folge haben, wie sich am
Beispiel verschiedener wirtschaftlicher Strukturre-
formen zeigen lasse, wo erfolgreiche Vorreiter einen
Wettbewerbsdruck auf andere Staaten ausüben und
Nachahmer finden.
Ähnlich wie der französische Vorredner betonte
auch ein zweiter deutscher Referent, der sich mit
europarechtlichen Aspekten der Fiskal- und Wirt-
schaftspolitik in der WWU auseinandersetzte, daß die
nationalen Spielräume in der Wirtschaftspolitik euro-
parechtlich viel enger abgesteckt seien als vielfach
angenommen: durch ordnungspolitische Grundent-
scheidungen – die Wirtschaftsverfassung der EU, das
heißt die Prinzipien offener Märkte und freien Wett-
bewerbs, die vier Grundfreiheiten sowie durch exklu-
sive Kompetenzen der EU (u.a. Außenhandelspolitik,
Fischerei, Antisubventionsregeln, Geldpolitik). Kon-
kurrierende Kompetenzen finden sich unter anderem
in der positiven Wettbewerbspolitik, Fusionskontrolle,
Liberalisierung von Dienstleistungsmärkten, Struk-
turpolitik, Landwirtschafts- und Verkehrspolitik. Da-
neben wurden in jüngerer Zeit Koordinierungsverfah-
ren in der Beschäftigungspolitik und das Instrument
der multilateralen Überwachung eingeführt, zum
Beispiel in der Haushaltspolitik. Er sah verstärkten
Koordinierungsbedarf vor allem innerhalb der Euro-
gruppe. Es müsse auch darüber nachgedacht werden,
wie eine Kohärenz zwischen partiellen wirtschafts-
politischen Aktionen der Gemeinschaft und dem Agie-
ren der Eurogruppe gewährleistet werden könne. Eine
Institutionalisierung und Stärkung der Eurogruppe
sei möglich und zur Erhöhung der Transparenz und
demokratischen Kontrollmöglichkeit auch nötig. Sie
sollte sich aber nicht auf die problematische Rechts-
grundlage des Art. 99 Abs. 5 EGV oder auf das Verfah-
ren der verstärkten Zusammenarbeit stützen. Viel-
mehr sollte eine eigene vertragliche Regelung für die
Eurogruppe geschaffen und damit ein Verfahren der
verstärkten Koordinierung einschließlich Sanktions-
möglichkeiten vorgesehen werden.
Am irischen Beispiel wurde die Frage erörtert, ob
das Sanktionsinstrumentarium auch gegenüber Staa-
ten ausgebaut werden solle, die eine Überhitzung
ihrer Konjunktur zuließen und damit Inflationsgefah-
ren für die Euro-Zone heraufbeschwören. Ein deut-
scher Diskussionsteilnehmer wies darauf hin, daß im
Falle Irlands das Koordinierungsinstrument der »peer
pressure« offenbar versage, so daß man über Möglich-
keiten der Verstärkung nachdenken müsse. Dies kön-
ne geschehen, indem man zum einen die Pflicht zur
Ex-ante-Information der Partnerstaaten über eigene
wirtschaftspolitische Vorhaben und Planungen ein-
führt. Kernpunkt sei jedoch die Verschärfung der
Sanktionsoptionen. Auch ein französischer Teilneh-
mer betonte den direkten Zusammenhang zwischen
dem Grad der Effizienz von Koordinierungsverfahren
einerseits und dem Sanktionspotential gegenüber
Abweichlern auf der anderen Seite.
Ein anderer deutscher Teilnehmer verwies darauf,
daß es sich um eine zu respektierende, bewußte poli-
tische Entscheidung in Maastricht gehandelt habe,
nur für den Fall übermäßiger und stabilitätsgefähr-
dender Haushaltsdefizite Sanktionen vorzusehen, im
übrigen aber der nationalen Ebene in der Gestaltung
ihrer Wirtschafts- und Haushaltspolitik ihre Spiel-
räume zu belassen. Ein wichtiger Teil des EU-Problems
mit Irland liege außerdem darin, daß es hier einen
Zielkonflikt zwischen zwei Gemeinschaftspolitiken
gebe: Einerseits werde Irland im Rahmen des Kohäsi-
onsprogramms mit umfangreichen Transfers erfolgreich
geholfen, sein Wohlstandsniveau anzuheben. Ande-
rerseits erleichterten diese Transfers der irischen Fi-
nanzpolitik aber die inflationsträchtige Förderung der
Masseneinkommen, die nun zum Konflikt mit der
Koordination der Wirtschaftspolitik führe. Auch aus die-
sem Grund dürfe die erste Reaktion der Union nicht in
der weiteren Reduzierung der wirtschaftspolitischen
Autonomie der Mitgliedstaaten liegen, sondern sei in
der besseren Koordinierung der Politiken auf ihrer
eigenen, der EU-Ebene zu suchen. Außerdem, so er-
gänzte ein deutscher Teilnehmer, könne eine Andro-
hung von Sanktionen, wie in Irland sichtbar werde,
sehr schnell zu einer Entlegitimierung des Gemein-
schaftshandelns führen und die Europaskepsis selbst
in sehr integrationsfreundlichen Ländern wecken.
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Differenzen in Fragen der Kompetenzverteilung
Es wurde deutlich, daß die Diskussion über die Kom-
petenzverteilung, insbesondere über die vertikale
Kompetenzverteilung, in Deutschland einen höheren
Stellenwert besitzt und hier der politische Druck auf
Präzisierung der Kompetenzverteilung und auch ihre
Veränderung zugunsten einer größeren Autonomie
der mitgliedstaatlichen und subnationalen Ebenen
ungleich größer ist. Auf seiten der französischen Teil-
nehmer wurde stärker das Problem der Ausübung von
europäischen Kompetenzen und der Rolle nationaler
Exekutiven bei der Bestimmung der Agenden im Ver-
hältnis zur Kommission thematisiert. Sie artikulierten
auch wiederholt ihre Befürchtung, daß das Mittel der
Kompetenzdiskussion als Vehikel zur Infragestellung
einzelner Gemeinschaftspolitiken, allen voran der
Agrarpolitik, benutzt werden könnte.
Ein hohes Maß an Übereinstimmung wurde sicht-
bar in der Einschätzung der Schwierigkeiten eines
rein juristischen Ansatzes und in der Skepsis gegen-
über trennscharfen Kompetenzkatalogen. Auf seiten
der deutschen Teilnehmer bestand jedoch eine stärke-
re Neigung, die Möglichkeiten einer juristischen Prä-
zisierung der europäischen Kompetenzzuteilung aus-
zuloten und zu nutzen.
Erkennbar war ein gemeinsames Bestreben der Ver-
treter der nationalen Exekutiven, die Initiativ- und
Agenda-Setting-Rolle der Kommission dort stärker zu
überwachen und zu beschränken, wo Kommissions-
vorstöße Kompetenztransfers zugunsten der Gemein-
schaftsebene implizieren.
Im Hinblick auf die diskutierten Politikbereiche der
Agrarpolitik und der Wirtschafts- und Fiskalpolitik im
Euroland war ein nicht unerhebliches Maß an Über-
einstimmung zu beobachten: in der Agrarpolitik da-
hingehend, daß a) der Kernbereich der Marktordnung
und Preispolitik auch in Zukunft in europäische Zu-
ständigkeit fallen soll und daß b) im Bereich der
Agrarstrukturpolitik sowie bei der Kriteriendefinition
für die Verteilung von Einkommensbeihilfen größere
nationale (oder regionale) Spielräume, wie schon in
den MacSharry- und Agenda-2000-Reformen vorge-
zeichnet, genutzt werden können und sollen. Beide
Seiten sind sich einig darüber, daß der Umfang der für
die Einheitlichkeit des Agrarmarktes als Teil des Bin-
nenmarktes erforderlichen Preis- und Markstützungen
bereits drastisch verringert wurde und angesichts der
WTO-Verpflichtungen noch weiter heruntergefahren
werden müsse. Damit wird der für die klassische Ge-
meinsame Agrarpolitik erforderliche Finanzaufwand
der EU deutlich verringert. Auch im weiteren Sinne
agrarwirtschaftlich relevanter Politiken besteht ein
verringerter Gestaltungsbedarf auf der Ebene der Ge-
meinschaft.
Dementsprechend könnte auch das Volumen der
für diese Agrarpolitik geschaffenen innergemein-
schaftlichen Finanz-Umverteilung reduziert werden.
Hierüber sind sich die beiden Seiten allerdings unei-
nig. Die französische Seite will die Umverteilung in
möglichst großem Umfang aufrechterhalten und
dauerhaft für neue Unterstützungspolitiken der
Landwirtschaft – etwa durch Einkommenshilfen –
nutzen. Ein französischer Diskutant unterstrich, daß
es bezüglich der Unterstützung der Bauern einen
»Vertrag zwischen diesen und der EU« gebe, der von
jener nicht aufgekündigt werden könne. Auf der deut-
schen Seite dagegen wurde gefordert, die neuen EU-
Unterstützungspolitiken durch Einkommenshilfen
großenteils als Übergangserleichterung nach Absen-
kung der Preisstützung zu begreifen, sie stufenweise
zu senken und möglichst bald völlig auslaufen zu
lassen. Damit würde das Finanzvolumen der Gemein-
samen Agrarpolitik deutlich gesenkt. Die Mittel wür-
den für andere Politiken frei oder könnten auch ein-
gespart werden.
Im Falle der Agrarpolitik sind somit deutsch-fran-
zösische Unterschiede in bezug auf die wünschens-
werte Verteilung zwischen nationalen und europäi-
schen Zuständigkeiten für und Finanzierung von ein-
kommenspolitischen Maßnahmen jenseits des Instru-
ments der Garantiepreise deutlich sichtbar geworden.
Hier agiert Frankreich aus einer eher defensiven,
Deutschland aus einer reformorientierten Position
heraus.
In bezug auf die wirtschaftspolitische Koordinie-
rung zeichnete sich eine gewisse Übereinstimmung
ab, daß a) koordinierte diskretionäre wirtschaftspoliti-
sche Maßnahmen nicht als Normalfall anzustreben
seien und b) über die Funktion, Reichweite und ver-
tragliche Grundlage der Koordinierung innerhalb der
Eurogruppe nachzudenken ist. Die unterschiedlichen
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Einschätzungen der Teilnehmer im Hinblick auf die
Sanktionsnotwendigkeiten im Falle stabilitätsgefähr-
dender Haushaltspolitiken verliefen nicht entlang
nationaler Grenzen.
In der Wirtschaftspolitik wird das Ausmaß des
möglichen und notwendigen Wettbewerbs einerseits,
der nötigen und möglichen Koordinierung und Har-
monisierung in Einzelbereichen der Wirtschafts-
politik andererseits nach wie vor unterschiedlich
beurteilt.
Deutsch-französische Reflexionsgruppe, 15./16.2.2001, Programm
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